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Der Bundesminister für Wirtschaft 

IVB 4-40 71 10/1 

Der Bundesminister für 
wissenschaftliche Forschung 

III A4- 01 04-6 - 14/68 


Bonn, den 23. September 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Förderung der Datenverarbeitung. 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Moersch, Mertes und 
der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/3198 - 


Namens der Bundesregierung beantworten wir die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister des 
Innern und dem Herrn Bundesminister der Finanzen wie folgt: 


1. In welcher Weise wird das Förderungsprogramm der Bundes- 
regierung zur Datenverarbeitung auf die beabsichtigte ständige 
übernationale Zusammenarbeit der Forschung und Entwicklung 
abgestimmt? 

2. Mit welchen Staaten steht die Bundesregierung wegen dieser 
Zusammenarbeit in Kontakt, mit welchen Staaten ist ein Kontakt 
beabsichtigt? 

Aufgrund einer Entschließung des Ministerrates der Europäi- 
schen Gemeinschaften hat die Fachgruppe „Informatik'' der 
Arbeitsgruppe „Politik auf dem Gebiete der wissenschaftlichen 
und technischen Forschung" des Ausschusses für mittelfristige 
Wirtschaftspolitik die Möglichkeiten einer Zusammenarbeit auf 
den Gebieten der Datenverarbeitung untersucht. Das Ergebnis 
dieser Untersuchung ist eine Reihe von „Empfehlungen", die 
dem Rat über den Ausschuß für mittelfristige Wirtschaftspolitik 
zugeleitet werden sollen sowie eine Bestandsaufnahme der 
Lage auf dem Gebiete der Datenverarbeitung in den sechs 
Ländern. 

Diese „Empfehlungen" und die Bestandsaufnahme werden be- 
reits bei den Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung so- 
weit wie möglich berücksichtigt. 
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Die „Empfehlungen" sollen eine übernationale Zusammenarbeit 
erleichtern bzw. erst ermöglichen. In diesem Zusammenhänge 
sind zu erwähnen: 

~ größtmögliche Anschlußkompatibilität zwischen den Geräten 
der verschiedenen Herstellerfirmen 

- größtmögliche Kompatibilität der Programme und möglichst 
umfassender Programmaustausch 

- Errichtung einer Europäischen Programmothek 

- Zusammenarbeit in der Grundlagenforschung durch regel- 
mäßige Kontakte und Abstimmung der Arbeitsprogramme der 
zentralen nationalen Forschungszentren 

- Angleichung der Ausbildung durch Ausarbeitung eines ge- 
meinsamen Berufsbildes 

- Förderung des Austausches von Wissenschaftlern 

- Zusammenarbeit bei der Entwicklung von Software für staat- 
liche Anwendung der Datenverarbeitung. 

Die Bestandsaufnahme gibt eine Darstellung über Ausbildung 
und öffentliche Forschungseinrichtungen, über die DV-Indu- 
strien der sechs Länder hinsichtlich ihrer jeweiligen Strukturen, 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit, Angebote und Entwick- 
lungseinrichtungen, einen Überblick über die derzeitigen Markt- 
verhältnisse sowie über den Handelsaustausch innerhalb der 
sechs Länder und mit Dritten. Eine analoge Übersicht über die 
Verhältnisse in Großbritannien wurde erarbeitet. 


Kontakte außerhalb der Europäischen Gemeinschaften gibt es 
vor allem mit Großbritannien. Eine deutsche Regierungsdelega- 
tion studierte im März 1967 die britischen Gegebenheiten; ein 
Gegenbesuch wird erwartet. Zwischenzeitlich wurden Gespräche 
mit Abgeordneten und Industrievertretern geführt. 

Die Bundesregierung wird dem Rat der Europäischen Gemein- 
schaften Vorschläge mit dem Ziele unterbreiten, bei den auf 
dem technologischen Gebiet zu treffenden Maßnahmen eine 
mögliche Beteiligung der beitrittswilligen Staaten besonders zu 
berücksichtigen. 

Die OECD-Arbeitsgruppe über technologische Lücken zwischen 
den Mitgliedsstaaten hat eine vergleichende Analyse über die 
Leistungsfähigkeit der DV-Industrie der USA und der europäi- 
schen Länder erarbeitet. Diese Analyse, ebenso wie die wissen- 
schaftlichen Diskussionen im Rahmen des Wissenschaftsaus- 
schusses der NATO über die künftige Entwicklung von Software 
von DV-Anlagen werden bei den Förderungsmaßnahmen der 
Bundesregierung ebenso berücksichtigt wie die Kontakte zu 
einzelnen Staaten. 
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3. Wie sind die Angaben im Förderungsprogramm der Bundes- 
regierung aufgrund der seit der Vorlage des Programms ge- 
wonnenen Kenntnisse ergänzt und gegebenenfalls korrigiert 
worden? 


Die Forschung und zukunftsbezogene Entwicklung auf dem Ge- 
biete der Datenverarbeitung v/ird vom BMwF durch Zuschüsse, 
die marktnahe Entwicklung vom BMWi durch langfristige Dar- 
lehen gefördert. 

Bei der Abwicklung der Förderungsmaßnahmen hat sich er- 
geben, daß das Programm des BMwF um folgende Demonstra- 
tions-DV-Projekte erweitert werden soll: 

Datenbank für juristische Informationen, 

Integriertes System für das Haushalts-, Kassen- und 

Rechnungswesen des Bundes, 

Datenbank für statistische Informationen, 

Datenverarbeitung für Zwecke der kommunalen Planung. 

Weiterhin hat sich erwiesen, daß schon jetzt Vorarbeiten zur 
Fortsetzung dieses Programmes durch ein Anschlußprogramm 
anlaufen müssen. In diesem zweiten Förderungsprogramm soll 
die im ersten Programm aufgebaute Forschungs- und Entwick- 
lungskapazität bei der Industrie und bei den wissenschaftlichen 
Einrichtungen verstärkt werden. Weiterhin sollen die in Angriff 
genommenen Demonstrations-DV-Projekte fortgesetzt und ab- 
geschlossen werden. 

Die bisherigen Erfahrungen haben auch gezeigt, daß die starke 
Expansion der Datenverarbeitung einen schnell wachsenden Be- 
darf an qualifizierten Fachleuten hervorruft und hier ein beson- 
derer Engpaß besteht. Nach privaten Schätzungen werden bis 
1975 etwa 7000 bis 8000 neue Hochschulabsolventen, ab 1975 
voraussichtlich jährlich 1500 bis 2000 Absolventen mit einer Aus- 
bildung in der Informatik benötigt. Ein ähnlich hoher Bedarf 
besteht auch an DV-Fachieuten mit einer gehobenen Fachschul- 
ausbildung. Aufgrund einer durchgeführten Untersuchung wird 
der jährliche Neubedarf an gehobenen software-Fachkräften 
für die DV-Anwendung in der Bundesrepublik Deutschland in 
den Jahren 1970 bis 1974 zwischen 1900 und 2300 liegen. - Die 
bestehenden Ausbildungseinrichtungen sowohl im akademi- 
schen wie im nichtakademischen Bereich reichen nicht aus, um 
diesen Bedarf zu decken. Der Bundesminister für wissenschaft- 
liche Forschung wird daher die Verstärkung bestehender und 
die Schaffung neuer Ausbildungsmöglichkeiten fördern. 

Im Rahmen der Förderungsmaßnahmen des BMWi wurden aus 
Mitteln der beiden Konjunkturförderungshaushalte 1967 lang- 
fristige, zinsgünstige Darlehen zur Teilfinanzierung von Inve- 
stitionen, die der marktnahen technischen Entwicklung auf dem 
Gebiete der Datenverarbeitung dienen, gewährt. Die Beschrän- 
kung auf Investitionen (Erwerb und Herstellung von Anlage- 
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gütern) war durch das Konjunkturförderungsprogramm bedingt 
und hat sich insofern als nachteilig erwiesen, als sie eine 
direkte Einflußnahme auf den Inhalt der Entwicklungsprojekte 
nur in sehr geringem Umfange zuließ. Die Vergaberichtlinien 
für die im Haushalt 1968 bereitgestellten Darlehensmittel wur- 
den daher dahin gehend geändert, daß nunmehr nur noch kon- 
krete Entwicklungsvorhaben, die marktrelevante Produkte zum 
Ziele haben, gefördert werden. Hierzu wurden technische Ab- 
grenzungskriterien für die zu fördernden Produkte erarbeitet 
und in den Förderungsrichtlinien niedergelegt. Auf diese Weise 
wird eine präzisere Verwirklichung der wirtschaftspolitischen 
Zielsetzung der Förderungsmaßnahmen gewährleistet. Auf- 
grund der bisherigen Erfahrungen bei der Förderung markt- 
naher, produktbezogener Entwicklungsvorhaben wird zu prü- 
fen sein, ob zur Effizienzsteigerung des Förderungsprogrammes 
eine Änderung gewisser Vergabemodalitäten notwendig ist. 

Weiterhin hat die technisch-wirtschaftliche Entwicklung dazu 
geführt, künftig der Bedeutung der problemorientierten Soft- 
ware erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken und deren Entwick- 
lung in die Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung ein- 
zubeziehen. 

In den erwähnten Zusammenhängen ist eine Erhöhung der 
Förderungsmittel unausweichlich. Die Bundesregierung hat da- 
her in ihrer mittelfristigen Finanzplanung zusätzlich Mittel be- 
reitgestellt. 

Die Bundesregierung hat beim BMI eine Koordinierungs- und 
Beratungsstelle für die Datenverarbeitung in der Bundesver- 
waltung errichtet. Eine Aufgabe dieser Stelle ist die Beratung 
der Bundesressorts bei der Planung und Beschaffung ihrer DV- 
Anlagen. Damit wird u. a. erreicht werden, daß die im Förde- 
rungsprogramm der Bundesregierung berücksichtigten Herstel- 
lerfirmen auch bei der Beschaffung der DV-Anlagen für die 
Bundesverwaltung angemessenen Berücksichtigung finden. Au- 
ßerdem ist es Aufgabe der Koordinierungs- und Beratungsstelle, 
den Aufbau einer integrierten Datenverarbeitung in der Bundes- 
verwaltung zu beschleunigen, woraus sich sowohl eine Ver- 
größerung des Auftragsvolumens an DV-Anlagen als auch neue 
Impulse für die Entwicklungsarbeit auf dem Gebiet der DV 
ergeben werden. 


4. Bcabsit:htigt die Bundesregierung noch vor der Einbringung des 
Bundesiiaushalts 1968 dem Bundestag über ihre langfristigen 
Dispositionen im Bereich der Datenverarbeitung zu berichten? 


Die Einbringung des Bundeshaushaltes 1969 ist für Oktober 1968 
vorgesehen. Eine zusammenfassende Darstellung der langfri- 
stigen Dispositionen der Bundesregierung im Bereich der Daten- 
verarbeitung wird vorher nicht mehr möglich sein. Die für den 
Haushalt 1969 relevanten Angaben werden selbstverständlich 
bei der Beratung der Einzelhaushalte zur Verfügung stehen. 
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Der Bundesminister für Wirtschaft hat bereits bei der Beant- 
wortung der Großen Anfrage zu der sektoralen und regionalen 
Strukturpolitik am 19. Januar 1968 im Deutschen Bundestag im 
Einvernehmen mit den beteiligten Ressorts erklärt, daß die 
Bundesregierung ein strukturpolitisches Gesamtprogramm vor- 
legen werde. Er hat bei gleicher Gelegenheit auch darauf hinge- 
wiesen, daß die Förderung der Entwicklung zukunftsweisender, 
für den gesamtwirtschaftlichen Fortschritt wichtiger Produk- 
tionszweige eine besonders wichtige Aufgabe der staatlichen 
Strukturpolitik ist. In diesem Zusammenhang sind die Maßnah- 
men auf dem Gebiete der Datenverarbeitung von besonderer 
Bedeutung. Es ist deshalb vorgesehen, im Rahmen des großen 
Strukturprogrammes etwa Anfang 1969 auch über die langfri- 
stigen Dispositionen der Bundesregierung auf diesem Gebiete 
zu berichten. 

Der Bundesminister für wissenschaftliche Forschung beabsich- 
tigt, Anfang 1969 über die langfristigen Pläne zur Förderung 
von Forschung, zukunftsbezogener Entwicklung und der Aus- 
bildung auf dem Gebiete der Datenverarbeitung zu berichten. 

Die Bundesregierung wird dem Deutschen Bundestag gemäß 
dessen Beschluß vom 13. Dezember 1967 (stenografischer Bericht 
Seite 7429 zu Drucksache V/2318) in Kürze einen Bericht über 
die von ihr getroffenen Maßnahmen für die Anwendung der DV 
in der Verwaltung vorlegen. 

5. In welcher Weise hat sich der Kontakt in der Datenverarbeitung 
zwischen der Bundesregierung und den einschlägigen industriel- 
len Unternehmen intensiviert? 

Die Bearbeitung der Förderungsanträge vertiefte den Kontakt 
zu den verantwortlichen Stellen der einschlägigen Industrie. 
Hierbei wurden nicht nur wissenschaftliche und technische 
Detailkenntnisse, sondern auch Informationen über den Stand 
und die Planungen bei der DV-Entwicklung vermittelt. 

Ferner werden Sachverständige aus der DV-Industrie zu Be- 
ratungen hinzugezogen, bei denen die industriellen Gesichts- 
punkte der Förderungsmaßnahmen zur Sprache kommen. 

Mit ihren auf diese Weise gewonnenen Erkenntnissen konnte 
die Bundesregierung die Förderungsmaßnahmen effektiver ge- 
stalten und die Industrie zur Berücksichtigung gesamtwirtschaft- 
licher Gesichtspunkte veranlassen. 

Die Veröffentlichung der modifizierten Förderungsrichtlinien 
des BMWi und der Aufforderung zur Antragstellung (Bundesan- 
zeiger Nr. 123 vom 6. Juli 1968) brachte allen interessierten 
Stellen in der Industrie erneut die Möglichkeit, der Bundes- 
regierung Pläne und Ansichten vorzutragen. Diese Möglichkeit 
hat die Industrie in großem Umfange genützt. 
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6. Welche Absprachen mit der Industrie gibt es für die übernatio- 
nale Zusammenarbeit? 

Die Industrie war und wird bei der Erarbeitung und Verwirk- 
lichung der Möglichkeiten einer übernationalen Zusammen- 
arbeit, diö in den Ausführungen zu den Fragen 1 und 2 genannt 
sind, beteiligt. Die Bundesregierung unterhält zu diesem Zweck 
Kontakte sowohl zu einzelnen DV-Unternehmen als auch zum 
Zentralverband der Elektrotechnischen Industrie und zum Ver- 
ein Deutscher Maschinenbau-Anstalten. Diese Kontakte ge- 
währleisten umgekehrt auch eine hinreichende Unterrichtung 
der Bundesregierung über wichtige übernationale Projekte der 
Industrie. 


Der Bundesminister 
für Wirtschaft 

In Vertretung 

Dr. Schöllhorn 


Der Bundesminister 
für wissenschaftliche Forschung 

In Vertretung 

Dr. von Heppe 
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